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I
n einer Januarnacht des Jahres 1957
verabschiedete der Deutsche Bun-
destag eine neue Grundlage der ge-
setzlichen Alterssicherung. Voran-
gegangen war die längste Debatte,

die das Bonner Parlament je erlebt hatte.
Am Ende stimmte die Unionsfraktion dem
Reformwerk geschlossen zu, ebenso die
SPD-Fraktion, obwohl sie damals in der
Opposition war. Mit Nein votierte die klei-
ne Schar der FDP-Abgeordneten, die im
Februar 1956 in die Opposition gegangen
waren.

Die Resonanz der Reform war gewaltig.
„Bisher ist kein Beispiel dafür bekannt“,
resümierten die Allensbacher Demosko-
pen, „dass irgendein Gesetz, eine Institu-
tion oder sogar Verfassung und Symbole
des Staates auch nur annähernd so positi-
ve Resonanz gehabt haben wie die Renten-
reform.“ Dass die damals lebende Rent-
nergeneration hocherfreut war und sich in
der Bundestagswahl 1957 bei Adenauer
bedankte, ist leicht erklärbar. Denn die
Rentenzahlungen erhöhten sich mit ei-
nem Mal um etwa 65 Prozent. Das war ein
Akt nachholender Gerechtigkeit, hatten
die Sozialrentner doch bis dahin im Schat-
ten des „Wirtschaftswunders“ gestanden.
Aber auch die meisten Erwerbstätigen
standen der Reform wohlwollend ge-
genüber. Die Novelle eröffnete vielen
Arbeitern und Angestellten eine neue
Lebensperspektive: die Aussicht auf einen
Ruhestand ohne Angst vor sozialer De-
klassierung, ohne die Notwendigkeit, sich
auf das Allernötigste einzuschränken,
ohne die Sorge, der Familie zur Last zu
fallen oder von der Fürsorge unterstützt
werden zu müssen.

Die Ziele der Rentenreform von 1957
erfasst man am besten mit den Worten
„Lohnersatzfunktion“ und „Lebensstan-
dardsicherung“. Die Rente sollte ihren
armseligen Charakter verlieren und auf
ein Niveau gehoben werden, auf dem sie
den Lohn nach einem erfüllten Arbeits-
leben hoch genug ersetzt, um den erarbei-
teten Lebensstandard auch im Alter zu
gewährleisten. Dieses ehrgeizige Ziel erfor-
derte eine kräftige Anhebung des Leis-
tungsniveaus, aber auch ein ganz neues
Prinzip: die „Dynamisierung“ des Renten-
systems.

Ursprünglich war die Rente statisch kon-
zipiert. Sie wurde nach dem Nominalwert
von Beitragszahlungen berechnet, die von
der Entwicklung der Produktion, der Prei-
se und Löhne längst überholt waren, wenn
man in Rente ging. Auch während des Ren-
tenbezugs gab es kein geregeltes Anpas-
sungsverfahren. Das hat die Reform von
1957 geändert, wobei sie – im internationa-
len Vergleich ohne deutliches Vorbild – die
aktuelle Lohnbewegung als Bezugsgröße
wählte. Konkret: Wenn man in Rente geht,
wird der Wert der Beiträge, die man vor
Jahren oder Jahrzehnten gezahlt hat, auf
das aktuelle Lohnniveau hochgerechnet.
Und wenn die Rente dann läuft, folgt sie
der weiteren Lohnentwicklung in einem
geregelten Verfahren.

Auf die Idee, diese Konstruktion „dyna-
mische Rente“ zu nennen, kam als Erster
der Freiburger Ökonom J. Heinz Müller.
Adenauer hat diese Bezeichnung intern
einmal „völliger Kappes“ genannt. Er hät-
te lieber von Produktivitätsrente, Lohn-
wertrente oder dergleichen gesprochen.
Aber der Siegeszug der Wortschöpfung
„dynamische Rente“ war unaufhaltsam.
Sie trifft auch einen wichtigen Punkt: Die
dynamische Rente hat die Dynamik des
Wirtschaftsgeschehens in das Recht derer
aufgenommen, die nicht mehr im Erwerbs-
prozess stehen.

Kostenlos war der Anstieg der Renten-
zahlungen nicht zu haben. Der Beitrags-
satz sprang sofort von 11 auf 14 Prozent,
und man nahm an, dass die demographi-
sche Entwicklung nach zehn Jahren eine
Anhebung auf 16,25 Prozent und nach
weiteren zehn Jahren auf 18,25 Prozent
erforderlich machen würde. Damit werde
man bis 1987 auskommen, dem Ende des
Prognosezeitraums.

Mit der Rentenreform von 1957 verab-
schiedete sich die Sozialpolitik außerdem
von dem Gedanken, dass die Rentenversi-
cherung einen Kapitalstock ansammeln
müsse, um die Rentenansprüche langfris-
tig zu decken. Stattdessen vollzog sie eine
Achsendrehung zum Umlageverfahren,
was im Prinzip bedeutet, dass das Geld
noch im selben Monat von der Hand der ei-
nen Generation in die Hand der anderen
wechselt.

In Zuge dieser Wendung entstand ein
neuer Leitbegriff der politischen Rhetorik:
Generationenvertrag. Diese Formel wurde
vor allem von dem Bonner Ökonomen Wil-
frid Schreiber verwendet und sollte glaub-
haft machen, dass der Wegfall der mate-
riellen Deckung durch die Idee der Solida-
rität der Generationen kompensiert wer-
den müsse. Heute ist das Umlageverfahren
ins Gerede gekommen. Vor allem die An-
bieter von Finanzmarktprodukten finden
eine Kapitaldeckung viel interessanter.
Festzuhalten ist indes: Ohne das Umlage-
verfahren wären zwei wesentliche Integra-
tionsleistungen der deutschen Geschichte
nicht möglich gewesen: die volle Eingliede-
rung der vielen Millionen Vertriebenen
und Flüchtlinge in die gesetzliche Renten-
versicherung und die Angleichung der Ren-
ten in Ost und West nach der Wiederverei-

nigung. Wäre die Rentenversicherung kapi-
talbasiert gewesen, so hätte die Sozialuni-
on keine Chance gehabt.

Die Rentenreform von 1957 war poli-
tisch umstritten. Ohne den Einsatz von
Bundeskanzler Adenauer wäre sie im Re-
gierungslager nicht durchsetzbar gewe-
sen. Im Kabinett opponierten vor allem Fi-
nanzminister Schäffer und Wirtschaftsmi-
nister Erhard. Beide lehnten das Lohner-
satzniveau und erst recht eine automati-
sche Anpassung an die Lohnentwicklung
ab. Die Minister befürchteten einen Infla-
tionsschub, eine Gewöhnung an ein markt-
wirtschaftsfremdes Indexdenken, einen
Rückgang der privaten Sparquote sowie
die Verwandlung der Rentner in ein Heer
von Parteigängern überzogener gewerk-
schaftlicher Lohnforderungen. Diese Be-
fürchtungen haben sich nicht bestätigt.
Umso gewichtiger war der weitere Ein-
wand: Die Kosten der Rentendynamik sei-
en auf lange Sicht nicht hinreichend kalku-
lierbar.

Die Gegner des – von ihnen so genann-
ten – „dynamischen Leichtsinns“ formier-
ten sich zu einer mächtigen Phalanx,
darunter renommierte Häupter der neo-
liberalen Schule wie Wilhelm Röpke,
Versicherungsunternehmen, Banken und
Arbeitgeberverbände. Umgekehrt setzten
SPD und DGB die Regierung unter
Zugzwang. Unter der Regie von Ernst
Schellenberg ließ die SPD ihre frühere
Lieblingsidee einer steuerfinanzierten
Grundrente fallen und schwenkte ganz
auf die Linie der lohnbezogenen dyna-
mischen Rente ein. Dennoch kam der
Kompromiss so mühsam zustande, dass

Adenauer im Rückblick stöhnte, er sei
darob „fast verrückt geworden“.

Fast gänzlich verschwunden aus dem
kollektiven Gedächtnis sind unterdessen
die Sicherungen und Vorsichtsmaßnah-
men, mit denen die dynamische Rente
1957 versehen wurde.

So enthielt die Rentenformel bei der Be-
rechnung des aktuellen Lohnniveaus ein
beträchtliches Verzögerungsmoment, das
bewirkte, dass die Renten der Lohnent-
wicklung nur gedämpft und zeitversetzt
folgten. Daher blieb das Rentenniveau bis
zu seiner weiteren Anhebung 1972 erheb-
lich hinter der ursprünglich angepeilten
Höhe, die nach 40 Arbeitsjahren etwa 70
Prozent des Nettolohns vergleichbarer Ar-
beitnehmer betragen sollte.

Angepasst wurden die Rentenzahlun-
gen überdies nicht automatisch. Vielmehr

wurde ein Sozialbeirat geschaffen, ein
Expertengremium, das in dem jährlichen
Anpassungsverfahren zu Wort kam. Es
sollte die gesamtwirtschaftliche Lage be-
urteilen und dem Gesetzgeber einen an-
gemessenen Anpassungssatz empfehlen.
Diese Art Halbautomatik musste nicht zu
einer dauernden Bindung der Rentenerhö-
hung an die Lohnentwicklung führen, ja
sollte diese Verbindung nach dem Willen
einiger Beteiligter sogar verhindern. In
der Praxis folgten die Renten trotzdem
den Löhnen. Die automatische Anpas-
sung wurde erst 1989 Gesetz.

D
ie Rentenversicherung ging
1957 auch noch nicht unge-
hemmt zum Umlageverfahren
über. Das neue Finanzierungs-
verfahren beruhte auf Zehn-

jahresperioden, in denen der Beitragssatz
jeweils konstant bleiben sollte. Zugleich
sollte eine Rücklage in Höhe einer vollen
Jahresausgabe gebildet werden. Das reine
Umlageverfahren wurde erst 1969 einge-
führt, verbunden mit einer Verringerung
der Reserve auf drei Monatsausgaben. In-
zwischen ist die Untergrenze der „Nach-
haltigkeitsrücklage“ auf den fünften Teil
einer einzigen Monatsausgabe ge-
schrumpft.

Die problematische Seite der epocha-
len Rentenreform von 1957 liegt somit
nicht in ihrer Generosität. Sie liegt
vielmehr in zwei Begrenzungen, die sich
langfristig als zu eng erwiesen haben.
Zum einen war die dynamische Rente
ausschließlich auf die Erwerbsarbeit

zugeschnitten. Andere Arbeitsformen,
zumal die häusliche Arbeit und die Erzie-
hung von Kindern, nahm das Renten-
recht nicht zur Kenntnis. Das Leitbild des
männlichen Familienernährers, der die
Ehefrau mitversorgt, war vor einem hal-
ben Jahrhundert noch selbstverständlich.
Zum anderen sah die dynamische Rente
keine Grundsicherung vor. Bis 1957 hatte
es einheitliche Grundbeträge gegeben,
die fielen nun weg. Stattdessen kam eine
ziemlich strenge Äquivalenz von (lohn-
bezogenem) Beitrag und (beitragsbe-
zogener) Rente zum Zug: Die Rente sollte
den Erfolg und die Dauer des indivi-
duellen Arbeitslebens möglichst genau
abbilden und die Bürger damit auch
spüren lassen, dass das Transfereinkom-
men nicht aus einer unerschöpflichen
Börse kam.

Vor allem aber überwog der Optimis-
mus, dass die Festlegung einer Grundsi-
cherung gar nicht nötig sei. Die Reformer
setzten auf das „Normalarbeitsverhält-
nis“ dauerhafter Vollzeitbeschäftigung.
Aber wie sollte das System funktionieren,
wenn die Arbeitslosigkeit zunähme? Und
wenn im Umbruch der Arbeitswelt viele
atypische, prekäre Erwerbsbiographien
entstünden? Solche Fragen stellte sich in
der Blütezeit der Industriemoderne kaum
jemand.

Die zweite große Rentenreform fiel in
das Jahr 1972 und entsprang einer einzig-
artigen Konstellation. Der Glaube an im-
merwährendes Wirtschaftswachstum er-
reichte damals seinen historischen Höhe-
punkt. In den Rentenkassen erwartete
man aufgrund optimistischer Annahmen
immense Überschüsse, die in einem hitzi-
gen Klima schon ausgegeben wurden, ehe
sie eingingen. Willy Brandt hatte im Bun-
destag vergeblich die Vertrauensfrage ge-
stellt, so dass das Parlament vorzeitig auf-
gelöst wurde. Obendrein beherrschte ein
Patt zwischen Regierung und Opposition
die Stimmenverhältnisse im Bundestag.
All das führte dazu, dass die beiden Volks-
parteien sich sozialpolitisch zu überbie-
ten suchten, koste es, was es wolle.

So kam eine maßlos überfrachtete No-
velle zustande. Die Union steuerte eine
kräftige Erhöhung des Rentenniveaus
bei. Die SPD setzte die „flexible Alters-
grenze“ durch, wonach die Versicherten
schon mit 63 Jahren Altersruhegeld bean-
tragen konnten, und zwar ohne die versi-
cherungstechnisch an sich notwendigen
Abschläge. Die allgemeine Senkung des

Renteneintrittsalters war die logische Fol-
ge. Die FDP verschaffte den Selbständi-
gen äußerst günstige Möglichkeiten, sich
in die Rentenversicherung einzukaufen.
Zudem wurde ein Mindestlohn in die Ren-
tenformel eingebaut, der die frühere
Lohndiskriminierung von Frauen nach-
träglich milderte, sofern sie mindestens
25 Versicherungsjahre aufweisen konn-
ten.

Alles zusammen war nicht solide finan-
zierbar. Die Politik zog damals einen
Wechsel auf die Zukunft, der nur unter
günstigsten Umständen beglichen wer-
den konnte. Nicht 1957, sondern 1972
hat die Rentenpolitik erheblich gegen das
Gebot verstoßen, die Sozialversicherung
auf Dauer krisenfest zu finanzieren.

Das bittere Erwachen kam schnell. Da-
bei ist nicht nur an den Ölpreisschock

und die beiden Wellen weltweiter Rezessi-
on 1974/75 und 1980/82 zu denken. Viel-
mehr geriet der Sozialstaat als solcher in
Bedrängnis. Dies hängt mit strukturellen
Verschiebungen zusammen, die man im
Rückblick als den „Abschied von der klas-
sischen Industriemoderne“ bezeichnet.

Als erster Bundeskanzler bekam Hel-
mut Schmidt den neuen Wind zu spüren.
„Rentenlüge“, „Rentendebakel“ – so und
ähnlich lauteten die Schlagzeilen, die
1976 auf ihn niederprasselten. Was war
geschehen? Die Regierung Schmidt kün-
digte nach der Bundestagswahl 1976 eine
Verschiebung und Senkung der nächsten
Rentenanpassung an, obwohl sie vor der
Wahl etwas anderes versprochen hatte.
Eindringliche Warnungen finden sich in
den Akten der Regierung schon Monate
vor dem Wahltermin; daher wird man
nicht sagen können, dass die heikle Lage
der Rentenfinanzen sich erst nach der
Wahl offenbart habe.

Der Aufschrei der Empörung war so
groß, dass die folgende Rentenanpassung
dann doch regulär vorgenommen wurde.
Ein Jahr später wurde die Rentenpolitik
der Wirtschaftslage angepasst. Die An-
passung der Renten wurde mehrmals
verschoben beziehungsweise in der Höhe
vermindert. Die Regierung Kohl führte
die Politik der Kostendämpfung von 1982
an zunächst noch verstärkt weiter.

Die dritte große Reform wurde am
9. November 1989 verabschiedet, am Tag
der Öffnung der Berliner Mauer, nach
gründlicher Vorbereitung und in großer
Einmütigkeit. Da die wesentlichen Teile
zum 1. Januar 1992 in Kraft treten soll-

ten, hat sich für die letzte Rentenreform
der alten Bundesrepublik und zugleich
die erste, die im Zeichen der „demogra-
phischen Herausforderung“ stand, die Be-
zeichnung „Rentenreform 1992“ einge-
bürgert. Schon damals lautete die Progno-
se: Die deutsche Bevölkerung wird lang-
fristig schrumpfen und altern, so dass der
Beitragssatz auf 36 Prozent im Jahr 2030
anstiege, wenn die Politik untätig bliebe.
Also entschied man sich, den Anstieg des
Beitragssatzes zu verlangsamen.

Diesem Zweck diente unter anderem
die Abkehr von der Anpassung der Ren-
tenerhöhung an die Entwicklung der
Bruttolöhne hin zu der Bezugnahme auf
die Entwicklung der Nettolöhne. Zudem
schuf man einen ausgeklügelten Finanzie-
rungsverbund, von dem man annahm,
dass er den Lastenanstieg wie ein sich
selbst regulierendes System kommunizie-
render Röhren auf die Beitragszahler, die
Rentenempfänger und den Bundeszu-
schuss verteilen werde.

1989 gerieten die Altersgrenzen in den
Fokus der Politik, wobei man allerdings
nur die vorgezogenen Altersgrenzen im
Auge hatte: Wer seine Rente vorzeitig mit
60 oder 63 Jahren in Anspruch nimmt,
muss seither mit Abschlägen rechnen,
wenn auch mit langen Übergangsfristen.
Zu den expansiven Schritten zählte eine
Vielzahl frauen- und familienpolitisch
begründeter Maßnahmen. Damit setzte
die „Rentenreform 1992“ fort, was 1986
mit der Berücksichtigung von Kinder-
erziehungszeiten begonnen worden war.

I
m Kern war die „Rentenreform
1992“ ein Spargesetz, das den Be-
ginn einer dauerhaften Konsoli-
dierung bilden sollte. Aber dann
veränderte sich die Gesamtlage

auf dramatische Weise. Die deutsche Ver-
einigung war ein freiheits- und national-
politischer Glücksfall. Sie hat die Renten-
kassen jedoch sehr belastet. Die Kosten
der Einheit wurden großenteils der Ren-
ten- und der Arbeitslosenversicherung
aufgebürdet, ließen sich Beitragserhöhun-
gen doch viel leichter durchsetzen als
Steuererhöhungen. Dass Kosten, die alle
Steuerzahler hätten tragen müssen, den
Versicherten auferlegt wurden, zählt bis
heute zu den problematischsten Aspek-
ten der Einigungspolitik.

Die Ausgaben der gesetzlichen Renten-
versicherung stiegen in der Folge stark an
– umso mehr, als die Unternehmen im-
mer mehr ältere Arbeitnehmer in die
Frühverrentung schickten, den Sozial-
staat also zum Packesel ihrer Personalpo-
litik machten. Während die Aktienmärk-
te boomten, ging die Rendite der gesetzli-
chen Rentenversicherung stark zurück.
Nun hieß es, die jüngere Generation sei
eine Verlierergeneration, die Rente sei
für sie ein miserables Geschäft, und es sei
höchste Zeit, die Alterssicherung auf ka-
pitalfundierte Formen umzustellen.

Insgesamt drangen drei Faktoren mit
Macht auf eine Neuvermessung der Al-
terssicherung: das Interesse der Anbieter
und Vermittler von Finanzmarktproduk-
ten, das Streben nach einer Senkung der
Lohnnebenkosten und der „demographi-
sche Faktor“. In diesem Spannungsfeld
bildete sich die „neue deutsche Alterssi-
cherungspolitik“ heraus, die sich seit
2001 in der langfristigen Senkung des ge-
setzlichen Rentenniveaus bemerkbar
macht. Schon jetzt lässt sich ausrechnen,
dass ein Durchschnittsverdiener dem-
nächst mehr als 37 Beitragsjahre benöti-
gen wird, damit seine gesetzliche Alters-
rente die Armutsgrenze übersteigt.

Am fünfzigsten Jahrestag der Verab-
schiedung der Rentenreform des Jahres
1957 veröffentlichte das Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales eine Presse-
meldung. So knapp und distanziert wie
nur möglich entledigte sich der Minister
damit der Erinnerungspflicht, die der
mediale Jubiläumszwang auferlegt. Auch
so sprang ins Auge: Der Gründungs-
impuls der dynamischen Rente hat keine
orientierende Wirkung mehr. Er ist – wie
die Bonner Republik – Geschichte gewor-
den.
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Für Wohn- und Gewerbeobjekte als Ankauf-Umfinanzierung

oder Baufinanzierung unter Umständen auch bei
Bonitätsschwierigkeiten (keine Rechtsberatung)

Hypo-Leasing – Maastricht-Niederlande
Telefon 0031/43/3560101 · Fax 0031/43/3560450
E-Mail: info@hypoleasing.nl · www.hypoleasing.nl
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Droht Zwangsversteigerung?
Wir ersteigern Ihre Immobilie.

Wir lösen Ihre Probleme.
(Keine Rechtsberatung)
V & V Immobilien GmbH

Tel. 06725/302 400

Bieten Beteiligung
an der Projektumsetzung im

Wachstumsmarkt Seniorenpflegeheime.
Erforderliches Kapital ab 100.000 €.
Zuschriften erbeten unter 23051787

· F.A.Z. · 60267 Ffm.

100 % p. a. Gewinn!! Daytrader verdoppelt
Kapital jedes Jahr. Tel. 0821/2097746

Monatliche Rendite ab 5 %
Mindestkapital: Euro 100'000.-
memberbusiness@gmail.com

Wir vermitteln: 
Österreichische Banken vergeben

Kredite für Firmen,
Immobilien & Energie

ww.ikv-bayern-kredit.eu
Tel. 0043-650 55 45 498

Gesellschaft (GmbH) sucht Betei-
ligungskapital in Höhe v. 150.000,- von
PRIVAT. Absicherung durch Erstrangige
Grundschuld. Zuschriften erbeten unter
23052138 · F.A.Z. · 60267 Ffm.

Neue Design-Marke für Manage-
ment-Einrichtungen sucht Geldgeber
oder Teilhaber (auch tätigen). Rückruf-
wunsch unter 0151-51217800

Suche Investor ca. 50000,– €, hohe
Rendite. Tel. 05953/925053 

Beteiligungen und Geldverkehr

Die Epoche der dynami-
schen Rente währte von
1957 bis 2001. Was sie
einst allein erreichen
sollte, dürfte künftig nur
noch in Kombination
mit betrieblicher und
privater Altersvorsorge
möglich sein: die Siche-
rung des erarbeiteten
Lebensstandards. Der
Rückblick auf die
Rentenreformen der
deutschen Nachkriegs-
geschichte gerät daher
zu einem Nachruf.

Neue deutsche Alterssicherungspolitik
Von Professor Dr. Hans Günter Hockerts


